
Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selb-
ständig anfechtbar.

Im Auftrag 
gez. Christoph Zielinsky
Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 69

46  Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster Herten, den 18.02.2019 
500-53.0065/18/9.1.1.1 Gartenstr. 27, 45699 Herten 
 dez53@brms.nrw.de

Die Firma Top-Gas Flüssiggashandel GmbH hat einen An-
trag zur wesentlichen Änderung ihrer Flaschenfüllanlage 
auf dem Grundstück Hertener Mark 1 in 45699 Herten (Ge-
markung Herten, Flur 95, Flurstück 100), vorgelegt.

Gegenstand des Antrages ist der Austausch der ursprünglich 
vorhandenen Füllautomaten gegen geeichte Füll- und Kon-
trollwaagen im Kettenförderer sowie die Errichtung und der 
Betrieb von zwei neuen geeichten Füll- und Kontrollwaagen 
in den Kettenförderer.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf.

45  Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster  
52-500-9993597-0001/0008.V  
 Münster, den 25.02.2019 
 Domplatz 1-3, 48147 Münster 
 Dez52@brms.nrw.de

Die Bioenergie SD Steinfurt GmbH & Co. KG, Am Drosten- 
esch 60, 48565 Steinfurt hat hier einen Antrag zur wesent-
lichen Änderung und zum Betrieb einer Biogasanlage auf 
dem Grundstück Gemarkung Borghorst, Flur 36, Flurstück 
159, 167 vorgelegt.

Gegenstand des Antrages sind neben dem unveränderten 
Weiterbetrieb vorhandener Anlagenteile, der

•  Errichtung eines 851 kWel BHKW zur Flexibilisierung des 
Anlagenbetriebes

•  Aufstellung einer 10 KV Trafostation

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles gem. 
§ 9 UVPG ist für die geplante Änderung der Biogasanlage 
nach der Nr. 8.4.2.2 des Anhanges 1 der UVPG notwendig, 
wenn die überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der 
in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien ergibt, dass das 
Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde er-
heblich nachteilige Auswirkungen haben kann.

Nach überschlägiger Prüfung der vorgelegten Antrags-
unterlagen durch die Bezirksregierung Münster konnte 
festgestellt werden, dass keine erheblich nachteiligen Um-
weltauswirkungen durch die vorgesehenen Maßnahmen zu 
erwarten sind und eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
§ 9 UVPG deshalb nicht erforderlich ist.
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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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Ausschlaggebend für diese Feststellung ist, dass die Ände-
rung keinen Einfluss auf die Emissionssituation der Anlage 
hat. Das Vorhaben führt zu keiner Kapazitäts- und Füllleis-
tungserhöhung der Flaschenabfüllung im Vergleich zum 
genehmigten Zustand. Die Errichtung der Füllautomaten 
erfolgt auf einer bereits versiegelten Fläche. Die Änderung 
der Anlage führt auch aus sicherheitstechnischer Sicht zu 
keinen Auswirkungen in der Umgebung. 

Im Einwirkungsbereich des Vorhabens befinden sich keine 
ökologisch empfindlichen Gebiete. Es sind daher keine er-
heblichen nachteiligen Umweltauswirkungen durch das Vor-
haben zu erwarten. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Im Auftrag 
gez. Bernauer

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 69-70
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